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Kreis Lippe 
 
332 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
An Herrn Manfred Hofmeister, ist am 23.08.2011 unter dem 
Aktenzeichen 2.2.1 B70/29512 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
Die Ordnungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, da 
der Betroffene unbekannt verzogen ist, oder seine Erreich-
barkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem. § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Verfü-
gung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann die Anordnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 192 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 25.08.2011 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Albert 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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333 Genehmigung Auflösung des „Schulzweck-

verbandes Fröbelschule Oerlinghausen“ 
 
Gemäß § 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) wurde durch 
Bescheid des Schulamtes für den Kreis Lippe vom 
19.08.2011 die in der Sitzung des Rates des Gemeinde 
Leopoldshöhe am 16.12.2010, in der Sitzung der Schulver-
bandsversammlung des „Schulverbandes Fröbelschule“ 
am 20.12.2010, in der Sitzung des Rates der Stadt Oer-
linghausen am 07.04.2010 beschlossene Auflösung des 
„Schulzweckverbandes Fröbelschule Oerlinghausen“ 
im Einvernehmen mit der Kommunalaufsicht des Kreises 
Lippe genehmigt. 
Die entsprechenden schulorganisatorischen Beschlüsse 
zum Schulträgerwechsel (§ 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW) 
und die Genehmigung des Trägerwechsels durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde nach § 81 Abs. 3 Schulgesetz NRW 
liegen vor. 
 
Die aufsichtsbehördliche Genehmigung wird hiermit gem. 
§  20 Abs. 4 i.V.m. § 11 Abs. 1 GkG öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Hörster 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
334 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Ü-

bernahme der Schulträgerschaft für den Teil-
standort Oerlinghausen (ehemalige Fröbelschu-
le) der Albert-Schweitzer-Schule Lage durch die 
Stadt Lage 

 
Präambel 

 
Da bereits seit einigen Jahren geringe Schülerzahlen für 
die Fröbelschule festzustellen sind, die den Bestand der im 
Schulverband der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde 
Leopoldshöhe geführten Schule als eigenständige Förder-
schule „Lernen“ in Frage stellt, soll nach Auflösung der 
Fröbelschule als eigenständige Schule weiter die Förde-
rung der Schülerinnen und Schüler aus der Stadt Oerling-
hausen und der Gemeinde Leopoldshöhe sicher gestellt 
werden.  
 
Um dieses Ziel zu erreichen wird zwischen der Stadt Oer-
linghausen, der Gemeinde Leopoldshöhe und der Stadt 
Lage gemäß §§ 1 und 23 bis 25 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 01.10.1979 in Verbin-
dung mit § 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land  
Nordrhein-Westfalen vom 15.02.2005, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21.12.2010, sowie der Beschlüsse der 
Räte der 
 
 Stadt Oerlinghausen vom 09.06.2011 
 
 Gemeinde Leopoldshöhe vom 07.04.2011 
 
 Stadt Lage vom 24.05.2011  
 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:  

 
§ 1 

 
Schulträgerschaft 

 
Die Schulträgerschaft für den Teilstandort Oerlinghausen 
wird mit dieser Vereinbarung auf die Stadt Lage übertra-
gen. 
 
Die gemäß § 78 Abs. 8 Satz 2 Schulgesetz notwendige 
Wahrnehmung der Aufgaben des Schulträgers erfolgt 
durch die Stadt Lage. Zur Vereinbarkeit mit dem Schulge-
setz wird die Albert-Schweitzer-Schule Lage um den Teil-
standort Oerlinghausen erweitert.  
 
Der Teilstandort wird unter dem Namen  
 
 „Albert-Schweitzer-Schule – Teilstandort 

Oerlinghausen“ 
 
geführt.  
 

§2 
 

Bereitstellung von Räumlichkeiten 
 
Die Stadt Oerlinghausen stellt der Albert-Schweitzer-
Schule der Stadt Lage für den Teilstandort der Schule in 
Oerlinghausen die für die Durchführung des Ganztags-
schulbetriebs benötigten Räume in den Gebäuden der e-
hemaligen Fröbelschule unentgeltlich für maximal 4 Jah-
re zur Verfügung. Der Raumplan ist Bestandteil dieser 
Vereinbarung. 
 
Die allein für den Teilstandort Oerlinghausen der Albert-
Schweitzer-Schule genutzten Räume sind rot markiert. 
 
Die gemeinsam mit der Heinz-Sielmann-Schule (Haupt- 
und Realschule im Verbund) der Stadt Oerlinghausen ge-
nutzten Räume sind blau dargestellt. 
 
Die allein der Heinz-Sielmann-Schule zur Verfügung ste-
henden Räume sind gelb markiert.  
 
Die gemeinsam von beiden Schulen genutzt Turnhalle  
ist grün markiert. 
 
Über den Umfang der der Albert-Schweitzer-Schule zur 
Durchführung des Schulbetriebs zur Verfügung gestellten 
Räume ist von Schuljahr zu Schuljahr je nach Bedarf und 
Schülerzahl neu zu verhandeln, erstmalig zum Schuljahr 
2012 / 2013.  
 
Im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leo-
poldshöhe wird die Finanzierung der Aufwendungen für 
Miete, Instandhaltung, Modernisierung, Bewirtschaftung, 
Betrieb der  
 
Schulgebäude und Schulanlagen, Kosten für den Haus-
meister, Energiekosten und sonstigen Kosten im Zusam-
menhang mit dem Gebäude, gesondert vereinbart. 
An dem Teilstandort Oerlinghausen sollen nur Kinder aus 
Oerlinghausen und Leopoldshöhe beschult werden, es sei 
denn, die auswärtigen Kinder sind bereits bei Abschluss 
dieser Vereinbarung Schüler der Fröbelschule (eine aktuel-
le Namensliste ist Bestandteil der Vereinbarung).  
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§ 3 
 

Schülerfahrkosten 
 
Die für die Schülerinnen und Schüler des Teilstandortes 
Oerlinghausen anfallenden Schülerfahrkosten tragen die 
Stadt Oerlinghausen und die Gemeinde Leopoldshöhe.  
Zur rechtzeitigen Beschaffung der Schülermonatskarten / 
Schulwegtickets teilt die Schulleitung der Albert-
Schweitzer-Schule den Kommunen namentlich unter An-
gabe der Wohnanschrift die Schülerinnen und Schüler mit, 
die nach der Schülerfahrkostenverordnung einen Anspruch 
auf Beförderung haben. Die Stadt Oerlinghausen und die 
Gemeinde Leopoldshöhe beschaffen jeweils auf eigene 
Rechnung die Tickets für die Schülerinnen und Schüler ih-
rer Kommune und stellen sie der Leitung des Teilstandorts 
der Albert-Schweitzer-Schule zur Ausgabe an die Schüle-
rinnen und Schüler zur Verfügung.  
 
Für die namentlich benannten Schülerinnen und Schüler 
am Teilstandort, die ihren Hauptwohnsitz weder in Oerling-
hausen noch in Leopoldshöhe haben und am Stichtag 
01.08.2011 Schüler/innen der Fröbelschule sind, werden 
die Tickets durch die Stadt Oerlinghausen beschafft. Die 
Kosten tragen die Stadt Oerlinghausen und die Gemeinde 
Leopoldshöhe je zur Hälfte.  
 
Die Schülerfahrkosten für Schülerinnen und Schüler, die 
künftig am Hauptstandort der Albert-Schweitzer-Schule in 
Lage beschult und gefördert werden und ihren Wohnsitz in 
Oerlinghausen oder Leopoldshöhe haben, werden dem 
Schulträger der Albert-Schweitzer-Schule nach Rech-
nungslegung durch die Kommune erstattet, in der der 
Schüler oder die Schülerin ihren Hauptwohnsitz hat.  
 

§ 4 
 

Schulbudget 
 
Für sämtliche Schüler/innen der Stadt Oerlinghausen und 
der Gemeinde Leopoldshöhe, die die Albert-Schweitzer-
Schule (einschl. Teilstandort Fröbelschule) besuchen, er-
hält der Schulträger Lage eine Pro-Kopf-Pauschale von 
500,00 € jährlich. Das gleiche gilt für Schüler/innen, die ih-
ren Wohnsitz nicht in einer der genannten Kommunen ha-
ben, aber zum Stichtag 01.08.2011 den Teilstandort  Frö-
belschule in Oerlinghausen besuchen.  
 
Der Pro-Kopf-Betrag beinhaltet die Kosten für Lern- und 
Lehrmittel sowie die anteiligen Kosten für die Schulverwal-
tung, Schulsekretariat, Gebäudemanagement, Versiche-
rungen, Büromaterialien etc.                 *) 
 
Der Pro-Kopf-Betrag wird dem Schulträger durch die 
Kommune erstattet, in der der Schüler oder die Schülerin 
seinen/ihren Wohnsitz hat. Für Schülerinnen und Schüler, 
die den Teilstandort in Oerlinghausen besuchen, ihren 
Wohnsitz aber weder in Oerlinghausen noch in Leopolds-
höhe haben, wird das für diese Schüler/innen berechnete 
Budget je zur Hälfte von den genannten Kommunen erstat-
tet. 
 
Die entsprechenden Beträge werden halbjährlich von der 
Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leopoldshöhe der 
Stadt Lage überwiesen. Für die Monate August bis De-
zember 2011 wird die Zahlung in einer Summe am 
01.09.2011 fällig. Ab dem Jahr 2012 erfolgen die Zahlun-
gen jährlich zum 01.02. und 01.09.  

 
§ 5 
 

Laufzeit 
 
Die Vereinbarung beginnt am 01.08.2011 und endet am 
31.07.2015, ohne dass es einer Kündigung bedarf.  
Sollte es während der Laufzeit dieser Vereinbarung zu ei-
ner grundlegenden Reform des Gemeindefinanzierungsge-
setzes NRW kommen, ist eine neue Vereinbarung zu ver-
handeln und abzuschließen.  
 

§ 6 
 

Salvatorische Klausel 
 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung un-
wirksam sein oder unwirksam werden, so berührt dies die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung 
nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Be-
stimmungen durch neue Regelungen in rechtlich zulässiger 
Weise gerecht zu werden.  
Entsprechendes gilt für etwaige in der Vereinbarung enthal-
tenen Regelungslücken. 
Zur Behebung der Lücken verpflichten sich die Beteiligten, 
auf eine Art und Weise hinzuwirken, die dem am nächsten 
kommt, was die Beteiligten nach dem Sinn und Zweck der 
Vereinbarung bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen 
bedacht worden wäre.  
 
Für die Stadt Oerlinghausen Oerlinghausen, den 
29.07.2011  
 
gez. Dr. Ursula Herbort 
 
gez. Jörg Düning-Gast 
 
Für die Gemeinde Leopoldshöhe 
Leopoldshöhe, den 29.07.2011  
 
gez. Gerhard Schemmel 
 
gez. Hans-Jürgen Lange 
 
 
Für die Stadt Lage  
Lage, 29.07.2011 
 
gez. Christian Liebrecht  _ 
 
gez. Thorsten Paulussen_   
 
*) 
Fußnote zu § 4 der Vereinbarung (Schulbudget): 
 
Die Stadt Oerlinghausen und die Gemeinde Leopolds-
höhe interpretieren die getroffene Regelung so, dass 
die Kosten der baulichen Unterhaltung und der Bewirt-
schaftung des Gebäudes des Teilstandortes von der 
Stadt Lage als Schulträger anteilmäßig entsprechend 
der Raumnutzung (§ 2 der Verein- 
barung) zu tragen sind.  
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Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen  

• der Stadt Oerlinghausen,  
• der Gemeinde Leopoldshöhe und  
• der Stadt Lage  

über die Übernahme der Schulträgerschaft für den Teil-
standort Oerlinghausen (ehemalige Fröbelschule) der Al-
bert-Schweitzer-Schule Lage durch die Stadt Lage wird 
hiermit gemäß § 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 in der aktuellen Fassung (GV. NRW. S. 278) in 
Verbindung mit  § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 in der aktu-
ellen Fassung (GV. NRW. S. 386) im Einvernehmen mit 
der Kommunalaufsicht des Kreises Lippe genehmigt. 
 
Detmold, den 01.09.2011  
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Hörster 
 
Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Detmold, den 01.09.2011 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Hörster 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
335 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der 

Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leo-
poldshöhe über die Finanzierung des laufenden 
Betriebs des Teilstandortes Oerlinghausen (e-
hemalige Fröbelschule) der Albert-Schweizer-
Schule Lage 

 
Präambel 

 
Da bereits seit einigen Jahren geringe Schülerzahlen für 
die Fröbelschule festzustellen sind, die den Bestand der im 
Schulverband der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde 
Leopoldshöhe geführten Schule als eigenständige Förder-
schule „Lernen“ in Frage stellt, wird durch öffentlich-
rechtliche Übertragung der Schulträgerschaft auf die Stadt 
Lage sichergestellt, dass auch künftig Schülerinnen und 
Schüler mit  sonderpädagogischem Bedarf aus der Stadt 
Oerlinghausen und der Gemeinde Leopoldshöhe gefördert 
werden. Die Albert-Schweitzer-Schule mit dem 
Hauptstand- ort in Lage wird die ehemalige Fröbelschule 
übernehmen. Neuer Schulträger wird die Stadt Lage. Am 
Standort der ehemaligen Fröbelschule in Oerlinghausen 
wird ein Teilstandort der Albert-Schweitzer-Schule einge-
richtet. 
 
 
 

 
Die für die Auflösung der Fröbelschule, die Erweiterung der 
Albert-Schweitzer-Schule um einen Teilstandort in Oerling-
hausen und die Übertragung der Schulträgerschaft auf die 
Stadt Lage notwendigen Beschlüsse wurden am 
20.12.2010 durch die Schulverbandsversammlung Fröbel-
schule vorbehaltlich der Zustimmung der Räte der beteilig-
ten Kommunen gefasst. 
 
Mit öffentlich-rechtlicher Vereinbarung zwischen der Stadt 
Oerlinghausen, der Gemeinde Leopoldshöhe und der Stadt 
Lage wird die Schulträgerschaft für den Teilstandort Oer-
linghausen auf die Stadt Lage übertragen. Der Albert-
Schweitzer-Schule werden die für die Durchführung des 
Ganztagsschulbetriebs benötigten Räume in den ehemali-
gen Gebäuden der Fröbelschule unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt. Mit gleicher Vereinbarung wird auch eine 
Regelung über die Finanzierung der schulinternen Kosten 
des Teilstandortes getroffen.  
 

§ 1 
 

Gebäudekosten 
für den Teilstandort 

 
Die Finanzierung der Aufwendungen für Miete, Instandhal-
tung, Modernisierung, Bewirtschaftung, Betrieb der Schul-
gebäude und Schulanlagen, Hausmeisterkosten, Energie-
kosten und sonstige Kosten im Zusammenhang mit dem 
Gebäude, wird mit dieser öffentlichen-rechtlichen Vereinba-
rung zwischen der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde 
Leopoldshöhe geregelt.  
 

§ 2 
 

Bereitstellung von Räumlichkeiten / 
Berechnungsgrundlage Kostenerstattung 

 
Die Stadt Oerlinghausen stellt für den Teilstandort der Al-
bert-Schweitzer-Schule in Oerlinghausen die für die Durch-
führung des Ganztagsschulbetriebs benötigten Räume in 
den Gebäuden der ehemaligen Fröbelschule zur Verfü-
gung. Der Raum- plan ist Bestandteil dieser Vereinbarung. 
Die allein für den Teilstandort Oerlinghausen der Albert-
Schweitzer-Schule genutzten Räume sind rot markiert 
(insgesamt 565.72 m²). Die gemeinsam mit der Heinz-
Sielmann-Schule (Haupt- und Realschule im Verbund) der 
Stadt Oerlinghausen genutzten Räume sind blau darge-
stellt (insgesamt 673,05 m²). Die allein der Heinz-
Sielmann-Schule zur Verfügung stehenden Räume sind 
gelb markiert (insgesamt 504,41 m²).  
Die gemeinsam von beiden Schulen genutzte Turnhalle 
(insgesamt 327,79 m²) 
ist grün markiert.  
 
1. Die anteiligen Kosten, die auf den allein vom Teilstand-

ort Albert-Schweitzer-Schule genutzten Flächenanteil 
(565,72 m²) entfallen, werden jeweils zu 50% von der 
Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leopoldshöhe-
finanziert. 

 
2. Die anteiligen Kosten, die auf den gemeinsam mit der 

Heinz-Sielmann-Schule genutzten Flächenanteil 
(673,05 m²) entfallen, werden zu 50 % allein von der 
Stadt Oerlinghausen übernommen. Den verbleibenden 
Anteil der Bewirtschaftungskosten tragen die Stadt Oer-
linghausen und die Gemeinde Leopoldshöhe jeweils zu 
50%.  
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3. Die anteiligen Kosten, die auf den zur alleinigen Nut-

zung der Heinz-Sielmann-Schule zur Verfügung stehen 
Flächenanteil (504,41 m²) entfallen, werden in voller 
Höhe von der Stadt Oerlinghausen übernommen.  

 
4. Nach dem aktuellen Belegungsplan werden in der Turn-

halle 21 Unterrichtsstunden erteilt. Davon entfallen 15 
Unterrichtsstunden (Anteil 71%) auf die Förderschule 
und 6 Unterrichtsstunden (Anteil 29%) auf die Heinz-
Sielmann-Schule. Auf die Gesamtfläche der Turnhalle 
umgerechnet ergibt sich ein von der Heinz-Sielmann-
Schule genutzter Flächenanteil von 95,06 m² und ein 
von der Förderschule genutzter Flächenanteil von 
232,73 m². 

 
 Die anteiligen Bewirtschaftungskosten für den auf die 

Heinz-Sielmann-Schule entfallenden Flächenanteil 
(95,06 m²) werden allein von der Stadt Oerlinghausen 
übernommen. 

 
 Die anteiligen Bewirtschaftungskosten werden für den 

auf die Förderschule entfallenden Flächenanteil jeweils 
zu 50% von der Stadt Oerlinghausen und der Gemein-
de Leopoldshöhe übernommen.  

 
 Zur Zeit hat die Fröbelschule auch Zeiten in der Sport-

halle des Gymnasiums belegt. Alle Beteiligten gehen 
davon aus, dass diese Nutzung im Sommer 2011 ein-
gestellt wird 

 
Änderungen der Nutzung der Räumlichkeiten und damit 
verbundene Änderungen der Berechnungsgrundlagen wer-
den schuljährlich überprüft und angepasst, erstmals zum 
Schuljahresbeginn 2012 / 2013.   
 

§ 3 
 

Schülerfahrkosten, 
Kosten der Lernmittelfreiheit, schulinterne Kosten, Un-

terrichtsmittel 
(Schulbudget) 

 
Die Beschaffung, Bestellung, Abrechnung und Kosten-
übernahme im Zusammenhang mit der Schülerbeförderung 
ist in § 3 der zwischen der Stadt Oerlinghausen, der Ge-
meinde Leopoldshöhe und der Stadt Lage geschlossenen 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung geregelt. 
 
Bezüglich der weiteren Kostenregelungen (Lernmittelfrei-
heit, schulinterne Kosten, Unterrichtsmittel) wird auf § 4 der 
zwischen der Stadt Oerlinghausen, der Gemeinde Leo-
poldshöhe und der Stadt Lage geschlossenen öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung verwiesen.  
 

§ 4 
 

Auskunft 
 
Die Stadt Oerlinghausen gewährt der Gemeinde Leopolds-
höhe Einsicht in die den Berechnungen zu Grunde liegen 
Unterlagen.   
 

§ 5 
 

Laufzeit 
 
Die Vereinbarung beginnt am 01.08.2011 und endet ohne 
Kündigung am 31.07.2015.  

 
§ 6 

 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung un-
wirksam sein oder unwirksam werden, so berührt dies die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung 
nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Be-
stimmungen durch neue Regelungen in rechtlich zulässiger 
Weise gerecht zu werden. Entsprechendes gilt für etwaige 
in der Vereinbarung enthaltenen Regelungslücken. Zu Be-
hebung der Lücken verpflichten sich die Beteiligten, auf ei-
ne Art und Weise hinzuwirken, die dem am nächsten 
kommt, was die Beteiligten nach dem Sinn und Zweck der 
Vereinbarung bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen 
bedacht worden wäre.  
 
Für die Stadt Oerlinghausen  
Oerlinghausen, den 29.07.2011  
 
gez. Dr. Ursula Herbort  
 
gez. Jörg Düning-Gast  
 
Für die Gemeinde Leopoldshöhe 
Leopoldshöhe, den 29.07.2011 
 
gez. Gerhard Schemmel 
 
gez. Hans-Jürgen Lange 
 
Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leopoldshöhe 
über die Finanzierung des laufenden Betriebs des Teil-
standortes Oerlinghausen (ehemalige Fröbelschule) der 
Albert-Schweitzer-Schule Lage wird hiermit gemäß 
§ 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 15.2.2005 in 
der aktuellen Fassung (GV. NRW. S. 278) in Verbindung 
mit  § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) vom 1.10.1979 in der aktuellen Fas-
sung (GV. NRW. S. 386) im Einvernehmen mit der Kom-
munalaufsicht des Kreises Lippe genehmigt. 
 
Detmold, den 01.09.2011 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Hörster 
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Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Detmold, den 01.09.2011 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Hörster 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Barntrup 
 
336 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister 
( § 18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 des Wehrpflichtgesetzes vom 
16.09.2008 (BGBL I S. 1886) in der zurzeit geltenden Fas-
sung übermittelt die Stadt Barntrup als Meldebehörde dem 
Bundesamt für Wehrverwaltung jährlich Daten aus dem 
Melderegister zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften zu Perso-
nen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten 
Jahr volljährig werden. 
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen 
nach § 18 Absatz 7 Melderechtsrahmengesetz (MRRG) 
vom 19.04.2002 (BGBL. I S. 1342) in der derzeit geltenden 
Fassung gegen die Weitergabe der Daten Widerspruch 
eingelegt haben. 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Absatz 7 Melderechtsrahmengesetz steht den 
Betroffenen ab der Vollendung des 15. Lebensjahres zu. 
Hierzu bedarf es nicht der Einwilligung oder Genehmigung 
von Personen, die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt 
sind. 
 
Betroffene, die von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch 
machen wollen, werden gebeten, die entsprechende Erklä-
rung schriftlich oder persönlich zur Niederschrift im Bürger-
büro der Stadt Barntrup, Mittelstraße 32, abzugeben. Eine 
entsprechende Begründung ist nicht erforderlich.  
Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der Melde-
behörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Barntrup, den 26.08.2011 
 
Stadt Barntrup   
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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Stadt Blomberg 
 
337 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstellen 

auf den Friedhöfen der Stadt Blomberg und 
Einebnung von Gräbern 

 
An Grabstellen (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
Friedhöfen der Stadt Blomberg, die bis zum 31.12.1981 
belegt worden sind, ist die in § 12 i.V.m. § 15 Abs. 1, 
§ 16 Abs. 4 und § 18 Abs. 3 der Friedhofssatzung der Stadt 
Blomberg vom 19.11.2004 bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2011 abgelaufen. Eine Verlängerung der Nutzungs-
zeit an diesen Grabstellen ist nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31. Dezember 2011 bei 
der Friedhofsverwaltung der Stadt Blomberg zu stellen. Alle 
Grabstellen, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 15 Abs. 4 und 
§ 16 Abs. 10 der Friedhofssatzung wird die beabsichtigte 
Einebnung der in Frage kommenden Grabstellen hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Blomberg, den 05. September 2011 
 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gemeinde Extertal 
 
338 Eintragung in die Denkmalliste der Gemeinde 

Extertal 
 
Gemäß § 3 des Gesetzes zum Schutze und zur Pflege der 
Denkmäler im Land Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutz-
gesetz – DSchG NW) vom 11.03.1980 (GV NW S. 
226/SGV NW S. 224), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
06.11.1984 (GV NW S. 663), ist das nachstehend aufge-
führte Fachwerkhaus in die Denkmalliste der Gemeinde 
Extertal eingetragen worden. 
 
Datum der Eintragung Lfd.-Nr. Objekt 
 
10.08.2011 62 Fachwerkhaus 

 Gemarkung: Bösing-
feld, Flur: 6, FS: 92 

 
Gemeinde Extertal 
-Der Bürgermeister- 
AZ.: II.1-665.11/Re. 
 
Extertal, 10.08.2011 
 
 
gez. 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
339 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat 

der Gemeinde Extertal gemäß § 45 des Kom-
munalwahlgesetzes 

 
Herr Willi Depping, hat sein Mandat im Rat der Gemeinde 
Extertal mit Wirkung zum 31.08.2011 niedergelegt. 
 
Gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes NRW in der zur-
zeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass Herr Johannes 
Friedemann Haneke, als nächster Bewerber auf der Re-
serveliste der Freien Demokratischen Partei (FDP) in den 
Rat der Gemeinde Extertal nachrückt. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Extertal, 02.09.2011 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
340 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen 

 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg, die Stadt Schieder-
Schwalenberg und die Gemeinde Schlangen haben eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrnehmung 
der Rufbereitschaft für die Unterbringung nach dem 
PsychKG NRW für die örtlichen Ordnungsbehörden ge-
schlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 19.08.2011 nach § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. 
§ 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV.NRW. S. 621), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 298, 
326), aufsichtsbehördlich genehmigt und die Genehmigung 
am 25.08.2011 im Kreisblatt –Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden- veröffentlicht. 
 
Nach § 24 Abs. 3 GkG wird hiermit auf die Veröffentlichung 
des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 01.09.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Lage 
 
341 Inkrafttreten der 78. Änderung des Flächennut-

zungsplans der Stadt Lage 
 
Die 78. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge ist von der Bezirksregierung in Detmold mit Verfügung 
vom 28.07.2011 - AZ.: 35.21.10-510/L. 136 - gemäß 
§ 6 Baugesetzbuch genehmigt worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Flä-
chennutzungsplanänderungsunterlage vorgenommene 
Grenzeintragung verbindlich.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches wird die vorstehende 
Erteilung der Genehmigung hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die  
 
78. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Lage im 
Bereich Gut Iggenhausen 
 
wirksam. 
 
Die 78. Flächennutzungsplanänderung wird mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung im 
Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, 32791 Lage, 
Lange Straße 67, 2. Obergeschoss, zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1.   Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
2.   Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 26. .August 2011 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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342 Bebauungsplan G 335 „Biogasanlage Iggenhau-

sen“ (Parallelverfahren zur 78. Änderung des 
Flächenutzungsplans der Stadt Lage) 

 
hier: Satzungsbeschluss vom 14.04.2011 und Inkrafttreten 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Der Bebauungsplan G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im 
OT Pottenhausen der Stadt Lage ist vom Rat der Stadt La-
ge in seiner Sitzung am 14.04.2011 gemäß § 10 Absatz 1 
des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) in den jeweils gültigen 
Fassungen im Parallelverfahren zur 78. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der Stadt Lage als Satzung beschlos-
sen worden.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach 
§ 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) der Bebau-
ungsplans G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im OT Pot-
tenhausen der Stadt Lage in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplans G 335 „Biogasan-
lage Iggenhausen“ der Stadt Lage sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung im Be-
bauungsplan G 335 „Biogasanlage“ der Stadt Lage ver-
bindlich. 
 
Der Bebauungsplan G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im 
OT Pottenhausen der Stadt einschließlich Begründung und 
zusammenfassender Erklärung gemäß § 10 (4) BauGB 
wird vom Tage dieser Bekanntmachung an für dauernd 
während der Dienststunden bei der Stadt Lage, Rathaus III, 
Lange Straße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 204), 32791 
Lage, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den In-
halt des Bebauungsplans G 335 „Biogasanlage Iggenhau-
sen“ der Stadt Lage wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
3.   Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

d) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

e) eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und  

f) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
4.   Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von einge-
tretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen. 

 
5.   Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

f) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

g) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte  Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 26. August 2011 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
343 Hinweis auf die Genehmigung der öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung zwischen der Alten 
Hansestadt Lemgo und der Gemeinde Kalletal 
über die Durchführung der Wartung an Fahrzeu-
gen der Feuerwehr Kalletal durch die eigenbe-
triebsähnliche Einrichtung Städtischen Betriebe 
Lemgo 

 
Die aufsichtsbehördliche Genehmigung der oben genann-
ten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gemäß 
§ 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
aktuell gültigen Fassung ist von der Aufsichtsbehörde am 
10.08.2011 gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG im Kreisblatt 
für den Regierungsbezirk Detmold öffentlich bekannt ge-
macht worden. 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit gem. 
§ 24 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit hin. 
 
Lemgo, den 22.08.2011 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
344 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Alten Hansestadt Lemgo zum 31.12.2008 und 
Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Lemgo am 11.07.2011 den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss geprüften und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2008 durch Beschluss festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2008 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 15.08.2011 angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2008 der Alten Han-
sestadt Lemgo wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die 
Bilanz, die Gesamtergebnisrechnung sowie die Gesamtfi-
nanzrechnung zum 31.12.2008 sind nachfolgend abge-
druckt.  
 
Der Jahresabschluss 2008 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht liegen zur Einsichtnahme ab dem 12.09.2011 bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der 
Kämmerei, Papenstraße 9, Zimmer 117, während der 
Dienstzeiten öffentlich aus und sind im Internet unter der 
Adresse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Lemgo, den 01.September 2011 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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Gemeinde Schieder-Schwalenberg 
 
345 Ersatzbestimmung eines Nachfolgers gemäß 

§ 45 des Kommunalwahlgesetzes 
 
Frau Daniela Wendt, hat ihr Mandat im Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg mit Wirkung vom 26.07.2011 nie-
dergelegt. 
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes 
NRW in der zurzeit geltenden Fassung stelle ich somit fest, 
dass Herr Lars Schmidt, nach der Reserveliste der Christ-
lich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) in den Rat 
der Stadt Schieder-Schwalenberg gewählt worden ist. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 22. August 2011 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
346 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen 

 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg, die Stadt Schieder-
Schwalenberg und die Gemeinde Schlangen haben eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrnehmung 
der Rufbereitschaft für die Unterbringung nach dem 
PsychKG NRW für die örtlichen Ordnungsbehörden ge-
schlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 19.08.2011 nach § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. 
§ 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV.NRW. S. 621), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 298, 
326), aufsichtsbehördlich genehmigt und die Genehmigung 
am 25.08.2011 im Kreisblatt –Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden- veröffentlicht. 
 
Nach § 24 Abs. 3 GkG wird hiermit auf die Veröffentlichung 
des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 29.08.2011 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
 
 

 

Gemeinde Schlangen 
 
347 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 18 
Abs. 7 des Melderegisters – MRRG) 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti- 
gen Fassung übermittelt die Gemeinde Schlangen als Mel-
debehörde zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März fol-
gende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat 
(§18 Abs. 7 MRRG). 
 

Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 

Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
Nach § 18 ABs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Gemeinde Schlangen, Der Bürgermeister, 
Fachbereich 30, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, einzule-
gen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schlangen, den 22. Aug. 2011 
 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
348 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt 
Horn-Bad Meinberg, der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen 

 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg, die Stadt Schieder-
Schwalenberg und die Gemeinde Schlangen haben eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrnehmung 
der Rufbereitschaft für die Unterbringung nach dem 
PsychKG NRW für die örtlichen Ordnungsbehörden ge-
schlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 19.08.2011 nach § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. 
§ 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV.NRW. S. 621), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 298, 
326), aufsichtsbehördlich genehmigt und die Genehmigung 
am 25.08.2011 im Kreisblatt –Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden- veröffentlicht. 
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Nach § 24 Abs. 3 GkG wird hiermit auf die Veröffentlichung 
des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Schlangen, den 29.08.2011 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
(Ulrich Knorr) 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
349 Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen 

Einrichtung Abwasserbeseitigung der Gemeinde 
Schlangen für das Geschäftsjahr 2010 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat am 14. Juli 2011 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2010 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresverlust in Höhe von 8.927,78 Euro wird mit dem 
Gewinnvortrag verrechnet. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 
19. September 2011 bis einschließlich 30. September 
2011 
 
während der Öffnungszeiten in den Geschäftsräumen der 
Gemeindewerke Schlangen GmbH, Im Dorfe 1 a, 33189 
Schlangen zur Einsichtnahme aus. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag– Freitag:   08:30 – 12:15 Uhr 
Donnerstag:   14:00 – 18:00 Uhr 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW Herne über die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
„Abschließender Vermerk der GPA NRW 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Schlangen. Zur Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung zum 31.12.2010 hat sie sich der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen 
oHG, Bielefeld, bedient. 
Diese hat mit Datum vom 30.04.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der ei-
genbe- triebsähnlichen Einrichtung Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Schlangen, Schlangen, für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2010 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handels- 
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrecht-
lichen Vorschriften sowie Regelungen in der Betriebssat-
zung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-
lage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken der künf-
tigen Entwicklung zutreffend dar." 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen oHG aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durch-
geführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
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Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 23.08.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung Beratung – Revision 
Im Auftrag 
Matthias Middel“ 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung Abwasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen für 
das Geschäftsjahr 2010 sowie der „Abschließende Ver-
merk“ der Gemeindeprüfungsanstalt NRW vom 23.08.2011 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schlangen, den 05.09.2011 
 
 
(Aust) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
350 Jahresabschluss des Freibades der Gemeinde 

Schlangen für das Geschäftsjahr 2010 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat am 14. Juli 2011 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2010 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresverlust in Höhe von 965,95 –Euro wird dem Ver-
lustvortrag zugeführt. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 
19. September 2011 bis einschließlich 30. September 
2011 
 
während der Öffnungszeiten in den Geschäftsräumen der 
Gemeindewerke Schlangen GmbH, Im Dorfe 1 a, 33189 
Schlangen zur Einsichtnahme aus. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag– Freitag:   08:30 – 12:15 Uhr 
Donnerstag:   14:00 – 18:00 Uhr 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW Herne über die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Abschließender Vermerk der GPA NRW 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes Freibad der Gemeinde 
Schlangen. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2010 hat sie sich der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen oHG, Biele-
feld, bedient. 
Diese hat mit Datum vom 30.04.2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des Ei-
genbetriebs Freibad der Gemeinde Schlangen, Schlangen, 
für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 
2010 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften sowie Regelungen in der 
Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der Betriebs-
leitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie die Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 
der Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handeisrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und 
stellt die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
zutreffend dar." 
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Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen oHG aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durch-
geführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 23.08.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung – Revision 
Im Auftrag 
Matthias Middel“ 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes Freibad der Ge-
meinde Schlangen für das Geschäftsjahr 2010 sowie der 
„Abschließende Vermerk“ der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW Herne vom 23.08.2011 werden hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Schlangen, den 05.09.2011 
 
 
(Aust) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
 
 
 
351 Jahresabschluss der Gemeindewerke Schlan-

gen GmbH (GWS) für das Geschäftsjahr 2010 
 
Die Gesellschafterversammlung hat am 28.06.2011 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2010 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2010 der 
Gemeindewerke Schlangen GmbH wird festgestellt. 
 
2. Vom Jahresüberschuss 2010 in Höhe von 107.529,97 
Euro werden 70.000,00 Euro an die Gesellschafter Ge-
meinde Schlangen – Freibad – und AWP GmbH am 
28.07.2011 ausgeschüttet. 
 
3. Vom verbleibenden Betrag von 37529,97 Euro wird der 
Gewinnanteil des Bereiches Betriebsführung in Höhe von 
19.219,99 Euro auf neue Rechnung vorgetragen und der 
Gewinnanteil des Bereiches Wasserversorgung in Höhe 
von 18.309,98 Euro der Rücklage zugeführt. 
 
Dem Geschäftsführer und dem Aufsichtsrat wird für das 
Jahr 2010 einstimmig Entlastung erteilt. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 
19. September 2011 bis einschließlich 30. September 
2011 
 
während der Öffnungszeiten in den Geschäftsräumen der 
Gemeindewerke Schlangen GmbH, Im Dorfe 1 a, 33189 
Schlangen zur Einsichtnahme aus. 
 

 
Öffnungszeiten: 
Montag - Freitag:   08:30 – 12:15 Uhr 
Donnerstag:   14:00 – 18:00 Uhr 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „Dr. Röhricht – Dr. Schil-
len“, Bielefeld hat den geprüften Jahresabschluss mit fol-
gendem Bestätigungsvermerk versehen. 
 
Bestätigungsvermerk 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Ge-
meindewerke Schlangen GmbH, Schlangen, für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften (und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags) liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lageberichtabzug-
eben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mög-
liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risi-
ken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
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Bielefeld, den 21. März 2011 
DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN oHG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Kampen  ppa. Loer 
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer“ 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss der Gemeindewerke Schlangen 
GmbH für das Geschäftsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Schlangen, den 05.09.2011 
 
 
Aust 
Geschäftsführer 

Kr.Bl. Lippe 12.09.2011 
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